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Vertrag zwischen Eltern und Schule.
Ich stimme Peter Hartmeier bis auf ei-
nen Vorbehalt weit gehend zu. Der er-
u'ähnte Widerspruch zwischen ver-
mehrter Mitspracheforderung in der
Schulpolitik und gleichzeitiger Delega-
tion der Kinderaufsicht an den Staat hat
tiefere Wurzeln und liegr nicht zuletzr
auch im Fehlen eines Zusammenarbcits-
venrages zwischen Eltern und Schuie.
Denn ein solcher Venrag müsste C:e ge-
meinsamen Ziele so'*'ie die gegenseiti-
een Rechte und Pflichten klären. Zu de::
ilechten müsste dabei auch die Schul-
*'ahlmöglichkeit der Eltern gehören.
Diese neue Freiheit aber bedeutel in ers-
ter Linie, dass sich Eltern aus ihrer urei-
gensten Verantwortung fi.ir die Bildung
ifuer Kinderheraus mit der Schule unC Ce-
ren Prolil auseinander setzen müssten.
Denn nur wo sich Eltern für iene Schule
mit einem bestimmten pädagogischen
und sozialen Profil entscheiden können,
das ifuen Werten entspricht, werden sie
sich auch voll engagieren.

Übungen in der Armee nicht mehr
vorkommen können.
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Was die freie Wahl innerhalb der
Volksschule anbelangt, ist eine
Auslese von Schulhaus und/oder
Lehrperson in zahlreichen Fällen
schlicht nicht machbar. Wenn zum
Beispiel in einem Quartier zwei
erste Klassen vorgesehen sind und
die Eltern 55 Kinder ins beliebte
Schulhaus A eingeteilt haben
möchten und fünf Kinder ins
Schulhaus B und zudem noch 10
Kinder vom Nachbarquartier ins
Schulhaus A wollen, dann können
selbst die Befürworter der Wahl-
freiheit mit schönen Phrasen über
Wettbewerb und Durchmischung
nicht weiterhelfen. Man muss
wohl oderübel die Klassengrössen
ausgleichen und wird auf Grund
der Wohnadressen vor allem auf
kurze, ungefdhrliche Schulwege
achten, was zweifellos am ehesten
zu vertreten ist. Würde man versu-
chen, aus den 45 Bewerbungen für
Schulhaus A nach andern lftite-
rien 20 auszulesen, wdrdder Un-
gerechtigkeit Tür und Tor geöffnet.

HANS-PETER KÖHLI .  ZÜRICH

Der Aargauer Bildungsdirektor
Rainer Huber glaubt, wenn Wett-
bewerb durch freie Schulwahl zu
grösserer Vielfalt frihren soll, ge-
be es mehrschlechte Schulen. Das
ist barer Unsinn. Denn im Gegen-
satz zum heutigen System mit dem
staatlichen Schulmonopol geht in
einem Wettbewerbssystem bei
schlechten Schulen die Schüler-
zahl zurück. Sie müssen sich ent-
weder verbessem oder schliessen.
Das heutige, unfaire System kann
nur überwunden werden mit
einem vielfältigen Bildungsange-
bot und der freien Wahl desjeni-
gen Angebots, das dem Bildungs-
potenzial der Schüler am besten
entspricht. ERwtN oGG,
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